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E m p f e h l u n g e n  
der Ausschüsse 

A - G 

zu Punkt ... der 823. Sitzung des Bundesrates am 16. Juni 2006 
 
 

Erste Verordnung zur Änderung fleischhygienerechtlicher Vorschriften 

 

A 

1. Der federführende Agrarausschuss empfiehlt dem Bundesrat, 

der Verordnung gemäß Artikel 80 Abs. 2 des Grundgesetzes nach Maßgabe 
folgender Änderung zuzustimmen: 

 

Zu Artikel 2a - neu - (§ 19d Abs. 1 Satz 1 ViehVerkV) 

Nach Artikel 2 ist folgender Artikel 2a einzufügen:  

'Artikel 2a 

Änderung der Viehverkehrsverordnung 

In § 19d Abs. 1 Satz 1 der Viehverkehrsverordnung in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 24. März 2003 (BGBl. I S. 381), die zuletzt durch Arti-
kel 2 der Verordnung vom 5. November 2004 (BGBl. I S. 2785) geändert 
worden ist, wird die Angabe "sechs Monate" durch die Angabe "neun Mo-
nate" ersetzt.' 
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Folgeänderungen: 

a) Die Überschrift der Verordnung ist wie folgt zu fassen: 

"Verordnung zur Änderung fleischhygienerechtlicher Vorschriften und zur 
Änderung der Viehverkehrsverordnung" 

b) Auf Grund der Änderung und unter Berücksichtigung der Neufassung des 
Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuches vom 26. April 2006 ist die Ein-
gangsformel wie folgt zu fassen:  

"Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucher-
schutz verordnet auf Grund  

- des § 13 Abs. 1 Nr. 2, 3 Buchstabe a und Nr. 4 sowie des § 36 Satz 1 
Nr. 1 bis 3 des Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuches in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 26. April 2006 (BGBl. I S. 945) im 
Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Wirtschaft und Tech-
nologie, 

- des § 14 Abs. 1 Nr. 3 und 6 und des § 46 Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe a des 
Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuches und  

- des § 79 Abs. 1 Nr. 1 in Verbindung mit § 17 Abs. 1 Nr. 4a des 
Tierseuchengesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Juni 
2004 (BGBl. I S. 1260):" 

 
Begründung: 
Artikel 4 Abs. 1 Unterabsatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 21/2004 enthält eine 
Regelung zur Kennzeichnung von Schafen und Ziegen innerhalb einer Frist 
von spätestens sechs Monaten (vgl. insoweit § 19d Abs. 1 Satz 1 ViehVerkV in 
der derzeit geltenden Fassung). Allerdings wird den Mitgliedstaaten in Arti-
kel 4 Abs. 1 Unterabsatz 2 der genannten Verordnung die Möglichkeit einge-
räumt, für extensiv gehaltene Schafe oder Schafe in Freilandhaltung die Frist 
zur Kennzeichnung auf neun Monate zu verlängern. Da die Schafhaltung in 
Deutschland von der Wanderschäferei geprägt ist, kann Deutschland von der 
Verlängerung der Frist zur Kennzeichnung Gebrauch machen. Im Rahmen der 
Kontrollen nach Cross Compliance (CC) ist u. a. auch die Kennzeichnung und 
damit auch die Einhaltung der vorgegebenen Frist zur Kennzeichnung von  
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Schafen und Ziegen zu überprüfen. Um im Rahmen dieser Kontrollen Rechts-
sicherheit zu gewährleisten, wird die Frist zur Verlängerung der Kennzeich-
nung als ein CC-Prüfelement der beabsichtigten Ablöseverordnung der Vieh-
verkehrsverordnung vorgezogen. 
Rechtsgrundlage: § 79 Abs. 1 i.V.m. § 17 Abs. 1 Nr. 4a TierSG 

 

B 

2. Der Gesundheitsausschuss empfiehlt dem Bundesrat, 

der Verordnung gemäß Artikel 80 Abs. 2 des Grundgesetzes zuzustimmen. 

 

C 

 

3. Der federführende Agrarausschuss empfiehlt dem Bundesrat ferner, die 
folgende  

E n t s c h l i e ß u n g 

zu fassen: 

 

Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, die Regelungen zur Kennzeichnung 
von Schafen und Ziegen in der Viehverkehrsverordnung kurzfristig an die Vor-
gaben der EU-Verordnung 21/2004 vom 17. Dezember 2003 anzupassen und 
dabei die in der Verordnung vorgesehenen Erleichterungen für die Tierhalter zu 
nutzen. Hier sind insbesondere die von der EU vorgegebenen Fristen für die 
Kennzeichnung von Tieren voll auszuschöpfen sowie die vereinfachte Kenn-
zeichnung für weniger als zwölf Monate alte Schlachttiere anzuwenden. 

 

Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, die Viehverkehrsverordnung auf das 
notwendige Maß der EU-Vorgaben zurückzuführen. Insbesondere im Hinblick 
auf die Kennzeichnung von Rindern und Schweinen sind in der Viehverkehrs-
verordnung (ViehVerkV) Regelungen enthalten, die über die Vorgaben der EU  
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hinausgehen und dadurch vermeidbare bürokratische Hemmnisse und finan-
zielle Nachteile bei den Tierhaltern bewirken.  

 

Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, sich bei der EU dafür einzusetzen, 
keine neuen Regelungen im Bereich der Tierkennzeichnung einzuführen. Die 
EU-Regelungen zur Kennzeichnung von Schafen und Ziegen sollten auf ein im 
Rahmen der Wirtschaftlichkeit vertretbares Maß zurückgeführt werden. 

 
Begründung (nur gegenüber dem Plenum): 
Zur Stärkung der wirtschaftlichen Entwicklung in Deutschland werden hohe 
politische Prioritäten auf Entbürokratisierung und Stärkung der Eigenverant-
wortung der Bürger gelegt. Im Rahmen der ViehVerkV gibt es eine Vielzahl 
von Regelungen, die von Seiten der Tierhalter als zu weitgehend und zu büro-
kratisch angeprangert werden. Neben den Gesichtspunkten zur Entbürokratisie-
rung sind auch Aspekte der Wettbewerbsverzerrung zu berücksichtigen. Daher 
sollte die ViehVerkV auf das von der EU vorgegebene notwendige Maß, insbe-
sondere in den über EU-Vorgaben hinausgehenden Vorgaben zur Tierkenn-
zeichnung, reduziert werden. 


